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II BEl DER CLAUSENMUHLE" 
Bezugspion: Gartenstadt- Schweizermühle vom 15.06.38 

Verfahrensvermerke: 

Als Ent111Urf gem. § 2 Abs. 6 BBauG ausgelegt vom . Z-1.1._1~8.3, •••••• 

b 1 s . Z1,2,1Jl~~ • .•••• • 

Auslegung bekanntgemacht 
Als Satzung gem . § 10 BBauG 
vom G~~~~nderat beschlossen 
Genehmigt gem . § 11 BBauG vom Regierungs­
präsidium Stuttgart mit Erlaß vom ,1 ).!0)1J~~ . 

Genehmigung und Auslegung bekanntgemacht 
Inkraftgetreten 

Leonberg, den 

am 28.10.1983 ............. 
am 18. 7. 1984 . ..... ...... ~ .. 
Nr. 13;~2.1Q-.0,1.fl1 ~~fl~'!r~ 

26.10.198' am • •• . ••••••••• 

anderen 
den o:a. 

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind: 
Das Bundesbaugesetz (BBauG) vom 6.7 . 1979 (BGBl I S. 949) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 15 . 9. 1977 (BGBl ! · S. 17 
Die Planzeichenverordnung (PlanzV 81) vom 30.7.1981 (BGBl I S. 
Die Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 20.6.1972 

Ge.Bl . S.352) 
Sowie die jeweiligen ergänzenden Rechtsverordnungen und Ver­
waltungsvorschriften. 

Leonberg, den 14.10.1983 
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Ze1chenerklorung: 

Art der bau1ichen Nutzung ( § 9 (1) 1 BBauG) 

Allgemeines Wohngebiet mit Gebi et snummer 
(ai ehe textliche Festsetzungen) 

M!ß der baulichen Nutzupg ( § 9 ( 1 ) 1 BBauG) 

II Zahl der Vollgeschosse (Höchstgrenze) 
(§ 17 (4) und § 18 BauNVO) 

0,35 Grundflächenz.ahl (§ 19 BauNVO) 

~ Geschoßfl ächenzahl ( § 20 BauNVO) 

Nutzungsschablone 

Baugebiet 

Grundflächenzahl 

Dachform 

Zahl der Vollgeschosse 

Geschoßflächenzahl 

Bau.,..eise 

Bau.,..ei ae und ßaugrenzen ( § 9 ( 1 ) 2 BBauG. § 22 u. §. 23 BauNVQ) 

0 offene Bauweise (§ 22 (2) BauNVO) 

Q ab.,..eichende Bauweise (§ 22 (4) BauNVO) 

Baugrenze ( § 23 BauNVO) 

Stel1upg der baulichen Anlagen ( § 9 (1) 2 BBauG) .. .. Gebäudestellung, Firstrichtung 

Flächep tur Gemeinbedarf (§ 9 ( 1 ) 5 BBauG) 

• • • • • • • • • • •••••• 
Gemeinbedarfsfläche 

Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende 
Gebäude und Einrichtungen 



Verkehrsflächen ( § 9 (1) 11 BBauG) 
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Stra ßenverkehrsfläche , Straßenhöhe 
Bezugshöhe NN - Neues System 

öffentliche Parkplätz~ 

Fahrbahn 
Gehweg 

Fußweg 

Vi s i ;.r buch 

Ausrundungsbogenanfanc I Ausrundungsbogenende 

Ster tr <.'oder 

Bereich ohne Ein- und Ausf ahrt 

Fl ächen für d i e Beseit igung von Aowasser ( § 9 (1 ) 14 bBauG) 

RegenüberlaufDecken 

Grünflächen(§ 9 (1) 15 BBauG) 

Grünfl ä che als Best andteil von Verk~.ohrsanlage .• 
Verkehrsgrünfläche 

( Pri vate) Grünfläche 

Pflanzungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zuo Scnutz , 
zur Pflege und zur Entwicklung der Landschaft 

Fl ächen mit Pflanzzwang f~r Bepfl anzungen 
(§ 9 (1) 25 (a) BBauG) 

Flä chen mit Bi ndungen f Ur Bepflanzungcn und für 
die ~rhaltung von Bäumen, Sträuchern und Ge­
wässern(§ 9 (1) 25 (b) BBauC) 



Sonstige Planzeichen 
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Umgrenzung von Flächen für 
plätze ( GSt) , 
Gemeinschaftsgara~en (GGa ) 
t iefgaragen {CTGa) 

Gemeinschaftsstel l-

und Gemeinschaftc-

mit Lei tungsrechte zu belast ende Flächeu 
( § 9 (1) 21 BBauG) 

AufschUttung ( § 9 (1) 26 BBauG) 

Abgrabung 

StUtzmauer 

Gr enze des r äumlichen Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes (§ 9 (7) BBauG) 

Abgrenzung unterschiedli cher Festsetzungen 
- Firstrichtung 

Abgr enzung unterschiedlicher Nutzung 
( § 16 (5) BeuNVO) 

Textliche Festsetzungen : 

In Ergänzung der Planzeichnung_~ird folgendes festgesetzt; 

I. 

1 • 

Planunisrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 B auG und BaüNVö) 

Art der baulichen Nutzung 
(§§ 1 - 15 BaüNvo} 
Entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone. 

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind die 
nach § 4 (3) BauNVO vorgesehenen Ausnahmen nicht 
Bestandteil des Bebauungsplans und daher nicht 
zulässig (§ 1 (6) BauNVO). 



2. Maß der baulichen Nutzung 
(§§ 16 - 21 a BauNVO) 

Entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone. 

2.1 Flächenanteile an außerhalb des BaugrundstUcks 
festgesetzten Gemeinschaftsanlagen und -flächen 
können der GrundstUcksfläche hinzugerechnet werden 
(§ 21 a (2) BauNVO). 

2.2 Stellplätze und Garagen in Vollgeschossen oberhalb 
der Geländeoberfläche bleiben bei der Ermittlung 
der Geschoßfläche unberUcksichtigt (§ 21 a (4) 
BauNVO). 

2.3 Im Einzelfall kann als Ausnahme eine Uberschreitung 
der Grundflächenzahl zugelassen werden, wenn die 
Geschoßflächenzahl nicht Oberschritten wird 
(§ 17 (5) BauNVD). 

2.4 Als Ausnahme kann die zulässige Geschoßfläche um 
die Fläche notwendiger Garagen, die unter der 
Geländeoberfläche hergestellt werden, erhöht werden. 
Die Erhöhung darf jedoch 10 % der zulässigen Ge­
schoßfläche nicht Oberschreiten (§ 21 a (5) BauNVO). 

3. Bauwetse 
(§ 91) Nr. 2 BBauG und § 22 BauNVO) 
Entsprechend Planeinschrieb - Nutzungsschablone. 

3.1 Als abweichende Bauweise (a) wird festgesetzt: 
Abweichende Bauweise (a) im Sinne der offenen 
Bauweise; zulässig sind jedoch nur Einzel- oder 
Doppelhäuser mit einer Längenbegrenzung von max. 
20 m (§ 22 (4) BauNVO). 

3.2 Bei Bebauung mit Doppelhäusern ist innerhalb d•r 
festgesetzten Oberbaubaren GrundstUcksflächen ein 
höhen- und lagemäßiger Versatz der einzQln~n bau­
körper als Grenzbau zulässig. Wird nicht auf die 
Grenze gebaut, so sind die Abstände der LBO einzu­
halten. 

4. Uberbaubere GrundstUcksflächen 
(§ 9 (1) Nr. 2 BBauG und§ 23 BauNVO) 
Entsprechend Festlegung im Lageplan. 

4.1 Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebäudeteilen 
Uber die festgelegte Baugrenze bis max. 1 m zuge­
lassen werden. 

5. 

6. 

freizuhalten sind 
(§ 9 (1 Nr. 2 BBauG) 
Die im Lageplan eingetragenen Sichtfelder sind von 
jeder sichtbehindernden Nutzung und Bepflanzung 
von mehr als 0,80 m Höhe Uber Fahrbahn freizuhalten. 

(§ 9 (1 
der baulichen Anlagen 
Nr. 2 BBauG) 

Die im Bebauungsplan festgelegte Stellung der bau­
lichen Anlagen (Firstrichtung) ist einzuhalten. 



7. Höhenla'e der baulichen Anlagen 
(§ 9 (2 iißaud) 

Die Erdgeschoßfußbodenhöhe (EFH) darf die fest­
gelegte Geländeoberfläche um nicht mehr als 0,30 m 
Uberschreiten (bergseitig gemessen). Pie Fest­
legung der Geländeoberfläche erfolgt im Zuge der 
Baugenehmigung. Den Baugenehmigungsvorlagen sind 
beglaubigte Geländeprofile beizuftigen. Erdauf­
fUllungen und -abgrabungen zur Anhebung bzw. Ab­
senkung der ErdgeschoßfuBbodenhöhe und zur Ge­
staltung der Freiflächen sind ohne Zustimmung der 
Baurechtsbeh6rde unzulässig. 

8. Garagen und Stellplätze 
(§ 9 (1) Nr. 4 iiiiauG und§ 22 BauNVO) 

8.1 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2, WA 3, 
WA 6 sind Garagen und Stellplätze allgemein zulässig. 
In den Allgemeinen Wohn~bieten WA 1, WA 2 und WA 3 
ist pro BaugrundstUck nur eine zu- und Ausfahrt zur 
Rutesheimer Straße zulässig. 

8.2 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 4 und WA 5 sind 
pro Gebäude (Einzel- oder Doppelhaus) nur max. 3 
einzel und direkt anfahrbare Garagen oder Stell­
plätze zulässig; sollen mehr als 3 Garagen oder Stell­
plätze angelegt werden, so dürfen diese nur Uber 
eine gemeinsame Zufahrt von max. 6,50 m Breite 
anfahrbar sein. DarUber hinaus sind Garagen an den 
festgesetzten ~tellen zulässig. 

8.3 Im WA 7 sind Garagen nur im Gebäude integriert zu­
lässig. 

9. 

1 o. 

GrUrflächen 
(~ 'J (1) J;r. 1~ ilila~>G) 

In den privaten Grünflächen ist auf jedem Grund­
stUck mit einer Mindestgröße von 300m2 nur eine 
Gerätehütte mit max. 15 m> umbauten Reum inner­
halb der Uberbaubaren Fläche zulässig. Pie Geräte­
hUtton dienen zur alleinigen A~>!bewahrung von 
Gartengerätechaften. Wohnwagen dilrfen nicht abge­
stellt ~ßr als GerätehUtton ßenutzt werden. 
Pergolen, Überdachungen, Schwimm- und Pflanzbecken 
sind nicht zulässig. 

Pflanzzwang, Pflanzbindung 
(§ 9 (1) Nr. 25 iiBauC 

10.1 Grenzen GrundstUcke unmittelbar an ti!!entliche 
Verkehrsflächen, besteht entlang dieser Grenzen 
ein privater Pflanzzwang filr das Anpflanzen von 
heimischen Gehölzen, und zwar !Ur einen Grund­
stUcksstreifen von mind. 1,50 m Breite (§ 9 (1) 
Nr. 25 a BBauG). Dieser Pflanzstreifen kann pro 
Hauseingang auf einer Länge von max. 1,50 m, pro 
Garagen- oder Stellplatzzufahrt auf einer Länge 
von max. 3,00 m und pro Zufahrt zu Gemeinschafts­
oder Sammalgaragen oder -stellplätzen auf einer 
Länge von max. 6,50 m unterbrochen, d. h., befe­
stigt werden. Der Pflanzstreifen kann z. B. mit 
folgenden einheimischen Gehölzen bepflanzt werden: 



10.2 

10.3 

11 • 

Bäume 

Sträucher 

Kernobstbäume 
- Ahorn 
- Vogelbeere 
- Buche 
- Birke 

Weißdorn 
- Haselnuß 
- Hundsrose 
- Geißblatt 
- Seifeeball 

Die mit einem Pflanzzwang (Pfz) fest~elegten 
Flächen sind mit heimischen Gehözen (Beispiele 
s. unter Ziff. 10.1) zu bepflanzen und dauernd 
zu unterhalten(§ 9 (1) Nr. 25 a BBauG) 

FUr die mit einer Pflanzbindung festgesetzten 
Flächen besteht die Verpflichtung, die vorhan­
dene standortgerechte Vegetation zu erhalten 
(§ 9 (1) Nr. 25 b BBauG). 

Mit Rechten zu belastende Flächen 
(§ 9 (1) Nr. 21 BBauG) 
Die im Bebauungsplan ei9getragenen Leitungs­
rechte gelten zugunsten der Allgemeinheit und 
der Versorgungsträger. 

12. Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und 
StUtzmauern 
(§ 9 (1) Nr. 26 BBauG) 

12.1 Böschungen und Stützmauern, die zum Ausgleich 
der Höhenunterschiede zwischen den BaugrundstUk­
ken und den öffentlichen Verkehrsflächen erfor­
derlich sind (Straßenböschungen), können auf den 
BaugrundstUcken angelegt werden und sind dort 
zu dulden. Sie sind Bestandteil der Verkehrs­
anlagen, nicht jedoch der Verkehrsflächen. 
Ist in der Planzeichnung nichts anderes fest­
gesetzt, so gilt ein, die öffentlichen Ver­
kehrsflächen begleitender 2 m breiter Grund­
stticksstreifen als Fläche !Ur Aufschüttungen und 
Abgrabungen zum Ausgleich topografischer Uneben­
heiten. 

12.2 Die Eigentümer der BaugrundstUcke können auf 
ihre Kosten zur Verkürzung der Böschungsbreite 
StUtzmauern in Sichtbeton, Mauerwerk oder Holz 
errichten, die nicht Bestandteil der Verkehrs­
anlagen sind. Die Stutzmauern dürfen nicht höher 
als 1,0 m sein, mUssenvon der öffentlichen Ver­
kehrsfläche einen Abstand von mind. 0,50 m ein­
halten und sind einschließlich der Abstandsstrei­
fen zu bepflanz~n. Ausnahmsweise können höhere 
StUtzmauern und sonstige Hangbefestigungsanlagen 
zugelassen werden, wenn extrem steile Gelände­
verhältnisse bestehen und durch Gliederung und 
Bepflanzung der Anlage eine unauffällige Ge­
staltung gesichert ist. 



12.3 Die StUtzfundamente, die beim Setzen von Rabatt en­
platten und Randsteinen zur Abgrenzung zwischen 
öffent l ichen Verkehrsflächen und privaten Grund­
stUcken erforderlich werden, sind auf den privaten 
GrundstUcken zu dulden . 

13. Verkehrsflächen 
(§ 9 (1) Nr. 11 BBauC) 

14. 

14.1 

14. 2 

I I. 

1 • 

1 . 1 

Die Aufteilung der Verkehrsflächen ist unverbind­
lich (gestrichelte Darstellung im Bebauungsplan). · 
Die Schwebstraße soll als Wohnstraße angelegt 
werden und di ent nur dem Anliegerverkehr. 
Zur optischen und nutzungsmäßigen Gliederung 
können di e Straßenbeläge differenziert ausge­
staltet werden (Schwarzdecken, Pflasterungen, 
Plattenbeläge , etc ) . 

Anlagen und Vorkehrungen 
chen Umweltelnwlrkun en 

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
werden die zulässigen Pl anungsrichtpegelwerte 
der DIN 18005 in Höhe von nacht s 45 dB(A) und 
tags 55 dB(A) durch Verkehrslärm (5-Bahn-Linie , 
Rutesheimer Straße) überschritten und dement­
sprechend wird der gesamte Geltungsbereich des 

. Bebauungsplanes als Fläche gekennzeichnet , bei 
deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen 
gegen Verkehrslärm erforderlich sind (§ 9 (5) 
BBauG) . Auf die schalltechni sche Untersuchung 
des Insti tuts !Ur Schall- und Wärmeschutz , Prof. 
Dr.-Ing. Werner Zeller, Essen/Leonberg, vom 
Januar 1978 wird hingewiesen. 

Im ge samten Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
sind bei der Bebauung besondere bauliche Vor­
keh.rungen gegen Verkehrslärm - wie abgewandte 
Gebäudestellung, entsprechende Grundrißgestaltung , 
Schallschutzfenster, Lärmschutzwände und Lä rm­
schutzwälle - zu treffen, di e so beschaffen sein 
mUssen , daß i n den Aufenthaltsräumen der Gebäude 
eine um mind. 10 dB(A) betragende Lärmwert­
minderung gegenüber dem gebietsbezogenen Planungs­
r ichti!egel nach DIN 18005 dauernd gewährleistet 
ist (~ 9 (1) Nr. 24 BBauG). 

Bauordnunes r echtliche Festsetzungen 
(§ 111 LB ) 

Dachform und Dachnei~g 
(§ 111 (1) Nr. 1 tBo 
Es werden folgende Dachformen und Dachneigungen 
- entsprechend Planeinschrieb - f estgelegt : 

Dachform 1 (DF 1) : 
Zulässig sind nur Sattsldächer mit eine r Dach­
neigung von 25° bi s 35 • Ausnahmsweise· .könntm 
einnUftige oder versetzte Satteldächer zugelas­
sen werden, wenn dies s tädtebaulich begründet 
i st (siehe auch Systemskizze 1). 
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1.2 Dachform 2 (DF 2): 
Zulässig sind gur Sattgldächer mit einer Dach­
neigung von 40 bis 50 • EinhUftige und ver­
setzte Satteldächer sind nicht zulässig (siehe 
auch Systemskizze 2). 
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2. 

2.1 

2.2 

2.4 

4. 

Garagen können sowohl mit Flachdach, als auch 
mit Satteldach in der Dachneigung des Hauptkör­
pers hergestellt werden. Die im EinmUndungsbe­
reich der·Schwabstraße in die Rutesheimer Straße 
ausgewiesenen Garagen sind erdüberdeckt auszu­
führen. 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte 
(§ 111 (1) Nr. 1 Lßo) 

Dachaufbauten sind bei Dächern der Dachform 1 
(DF 1) nur im ersten Dachgeschoß als abgewalmte 
stehende Gaube zulässig und zwar bis zu einer 
Länge von max. 1/3 der Länge des Hauptdaches. 
Der Abstand zum Ortgang muß mind. 2 m, der Ab­
stand zur Traufe mind. 0,90 m (in der Dachschrä­
gen gemessen) und der Abstand zum First mind. 
1 m betragen (siehe auch Systemskizze 1). 
~inzeln s•;;oh.ende Ga...:ber: s;nd nur b1s 7J.J erner LOnge ver. mox /S'Jm zuiassrg 

Dachaufbauten sind bei Dächern der Dachform 2 
(DF 2) nur im ersten Dachgeschoß als Schlepp­
gauben zulässig und zwar bis z~ einer Länge 
von max. 1/3 der Länge des Hauptdaches. Der Ab­
stand zum Ortgang muß mind. 2 m, der Abstand 
zur Traufe mind. 0,90 m (in der Dachschrägen 
gemessen) und der Abstand zum First mind. 1 m 
betragen (siehe auch Systemskizze 2). 

Dacheinschnitte sind nur bei Dächern der Dach­
form 1 (DF 1) in jedem Dachgeschoß je bis zu 
einer Länge von max. 1/3 der Länge des Haupt­
daches zulässig. Der Abstand zum Ortgang muß mind. 
2 m, der Abstand zur Traufe mind. 0,90 m (in der 
Dachschrägen gemessen) und der Abstand zum First 
mind. 1 m betragen. 

Auf jeder Dachfläche sind entweder nur Dachauf­
bauten oder nur Dacheinschnitte zulässig. 

Dachdeckn-s 
(§ 111 ( Nr. 1 LBO) 
Geneigte Dächer sind nur mit Ziegeln oder Beton­
dachsteinen in rot-braunen Farbtönen zu decken. 
Energiekollektoren im Bereich der Dachflächen 
mUssen sich dem Deckmaterial des Daches farblieh 
anpassen. 

Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
(§ 111 (1) Nr. 1 LBO) 
Die Farbgebung der baulichen Anlagen ist in erd­
gebrochenen Tönen auszuführen. Keramik, Asbest­
zement, Kunststoffe und andere Materialien 1 deren 
Oberfläche einen hohen Reflexionsgrad haben, sind 
als Außenwandflächen unzulässig. 



5. Gebäudehöhen 
(§ 111 (1) Nr. 8 LBO) 

Es gelten folgende Traufhöhenbegrenzungen (gemessen 
vom festgelegten Gelände bis zum Schnittpunkt Außen­
wand/Dachhaut): 
- bergseitig 
- talseitig 

4,00 m 
6,50 m. 

Ausnahmsw~ise kann eine Uberschreitung der Traufhöhen­
begrenzung zugelassen werden, wenn dies durch Gebäude­
rUcksprUnge bis zu max, 1/4 der Gebäudelänge begrUndet 
ist. 

6. Gestaltupg der unbebayten Flächen der BaugrundstUcke 
sowie der Einfriedi~en 
(§ 111 (1) I&. 6 tB 

6.1 Entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind nur nach­
folgend aufgeführte Einfriedigungen zulässig: 
a) Hecken mit oder Ohne eingewachsenen Knoten­

gitterzaun bis 1 m Höhe. 
b) Dunkelimprägnierte Holzzäune mit waagerechten 

oder senkrechten Strukturen bis 1 m Höhe. 

6.2 Stellplatzflächen sowie die Zufahrten zu Stellplatz­
oder Gera~enanlagen dürfen nicht mit Schwarzdecken 
versehen (asphaltiert) werden; es werden Beläge aus 
Kunst- oder Natursteinen oder Rasensteinen empfohlen. 

7. Außenantennen 
(§ 111 (1) Nr. 3 LBO) 

Pro Gebäude ist nur eine Außenantenne zulässig. 

8~ Freilei tun,gen 
(§ 111 (1) Nr. 4 LBO) 

9. 

10. 

Alle der Versorgung des Gebietes dienenden Leitungen 
sind unterirdisch zu verlegen. 

MUllbehälter 
(§ 111 (1) f:lr. 6 LBO) 

Standplätze !Ur MUllbehälter sind durch Bepflanzung 
von öffentlichen Verkehrsflächen bzs. Wohnungen 
abzuschirmen. 

Energiefewinnungsanlagen 
(§ 111 2) LBO) 
Energiegewinnungsanlagen jeglicher Art sind ge­
nehmigungspflichtig. 


